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Der Bundesminister der Finanzen 

IV - S 3000 - 93/59 


Bonn, den 23. Dezember 1959 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutscben Bundestages 


Betr. ; Änderung des Bewertungsgesetzes und des 
Vermögensteuergesetzes 

Bezug: Kleine Anfrage der Fraktion der SPD 
— Drucksache 1466 — 


Ich beehre midi, die Kleine Anfrage der Fraktion der SPD 
vom 8. Dezember 1959 im Benehmen mit dem Herrn Bundes- 
minister für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten und dem 
Herrn Bundesminister für Wirtschaft wie folgt zu beantworten : 

Zu Frage 1 

Nach Auffassung des Bundesministers der Finanzen war der 
im Frühjahr 1959 vorgelegte Gesetzentwurf zur Änderung des 
Bewertungsgesetzes und des Vermögensteuergesetzes eilbe- 
dürftig, weil als Zeitpunkt für die nächste Hauptfeststellung 
der Einheitswerte des Grundbesitzes der 1. Januar 1960 vor- 
gesehen war. 

Zu Frage 2 

Der Herr Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten hat als frühesten Zeitpunkt für eine Hauptfeststellung 
der Einheitswerte den 1. Januar 1963 vorgesciilagen. Zur Begrün- 
dung dieser Auffassung hat er angeführt, daß infolge der 
Auswirkungen der EWG auf die deutsche Landwirtschaft mit 
einer Änderung der landwirtschaftlichen Ertragslage gerechnet 
werden müsse. Es sei deshalb zu befürchten, daß die neu 
festzustellenden Einheitswerte des land- und forstwirtschaft- 
lichen Vermögens u. U. zu hoch festgesetzt würden, 

Ähnlich ungewiß ist zur Zeit auch die Bewertung der Wohn- 
gebäude mit preisgebundenen Mieten im Hinblick auf den 
Gesetzentwurf über den Abbau der Wohnungszwangswirtschaft 
und über ein soziales Mielrecht. Da die Mieten die wiciitigste 
Grundlage für die Wertbemessung der Wohngrundstücke sind, 
hätte die Hauptfeststellung der Einheitswerte dieser Grund- 
stücke zum 1. Januar 1960 oder zum 1. Januar 1961 zur Folge, 
daß die neuen Einheitswerte schon nacii kurzer Zeit nicht 
mehr der Ertragslage entsprächen. 
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Auch muß darauf hingewiesen werden, daß eine Bewertung 
von unbebauten Grundstücken im Hinblick auf die zum Teil 
noch bestehenden Preisvorsciiriften und deren unterschiedliche 
Handhabung durdi die Preisbehörden, zum anderen Teil auf 
die bereits freigegebenen Preise (z. B. bei Trümmergrundstücken) 
zurzeit nur mit Schwierigkeiten und nur in ungleichmäßiger 
Weise durchgeführt werden könnten. Auch nach der vorge- 
sehenen Aufhebung der Preisvorschriften für unbebaute Grund- 
stücke durch das Bundesbaiigesetz im Laufe des nächsten 
Jahres wird eine gewisse Übergangszeit für das Einpendeln 
der neuen Preise benötigt werden. 

Unter Berücksichtigung dieser Umstände sowie im Hinblick 
auf den Entschließungsantrag der Fraktionen der DP und 
CDU/CSU vom 10. Juni 1959 - Umdruck 343 die neue Ein- 
heitsbewertung für das land- und forstwirtschaftliche Vermö- 
gen vorerst zurückzuslellen, erachtet es die Bundesregierung 
für zweckmäßig, den Gesetzentwurf in dieser Legislaturpe- 
riode nicht mehr vorzulegen. 

Zu Frage 3 

Die im regelmäßigen dreijährigen Turnus auf den Stichtag 
1. Januar 1960 vorzunehmende Vermögensteuerhauptveran- 
lagung 1960 wird nach den geltenden gesetzlichen Bewertungs- 
vorschriften durchgeführt werden. 

Gemäß den Vorschriften des § 69 des Bewertungsgesetzes 
ist maßgebender Stichtag für die Bewertung von Wertpapieren 
bei der Hauptveranlagung 1960 der 31. Dezember 1959. Nach 
§ 69 Abs. 3 des Bewertungsgesetzes kann durch Rechtsver- 
ordnung ein vom 31. Dezember 1959 abweidiender Stichtag 
bestimmt werden. Ob von dieser Ermächtigung Gebrauch 
gemacht werden sollte, kann erst zu einem späteren Zeitpunkt, 
etwa im Frühjahr 1960, entschieden werden, wenn die Ent- 
wicklung der Börsenkurse über einen längeren vor und nach 
dem Stiditag 31. Dezember 1959 liegenden Zeitraum beurteilt 
werden kann. 

Nicht beabsichtigt ist, die Wertpapiere, insbesondere die 
Aktien, nur mit einem bestimmten Hiindertsatz des Steuer- 
kurswertes zur Vermögensteuer heranzuziehen ; ein solcher 
Gedanke könnte nur durch Gesetz verwirklicht werden. 


Etzel 



